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M it 1. Jänner 2016 wurden die gesetzlichen Bestimmungen 
zur Registrierkasse, Einzelaufzeichnungs- und Belegertei-

lungspflicht eingeführt. Nachdem die Registrierkassenregelun-
gen erfolglos vor dem Verfassungsgerichtshof (VfGH) bekämpft 
wurde, sind sie seit 1. Jänner 2016 in Kraft. Der VfGH hat aus-
schließlich die Übergangsbestimmungen als „zu kurz bemessen“ 
aufgehoben. Daher gilt die Registrierkassenpflicht frühestens 
seit 1. Mai 2016; dies bedeutet auch, dass bereits für viele Ärzte 
und Hausapotheken die straffreie Zeit abgelaufen ist. Ab sofort 
können von der Finanzpolizei die Kassendaten der Ordination 
eingefordert und überprüft werden.

Nach so langer Vorlaufzeit und der „Absegnung“ durch den 
VfGH sollte man meinen, dass zumindest bis zum 1.1. 2017 alles 
klar ist. An diesem Tag wird die elektronische Signatur verpflich-
tend für alle Kassensysteme eingeführt. Ist bis dahin wirklich 
alles klar?

Ich glaube nicht. Wie ich aus diversen Gesprächen mit Kollegen, 
aber auch aus meiner eigenen Praxis weiß, stößt die Belegertei-
lung bei Kassenmedikamenten auf vielfache Unklarheit. Dies 
liegt zum einen an der Vielzahl an Möglichkeiten, zum anderen 
daran, dass die Auskünfte der steuerlichen Vertretungen, der 
Österreichischen Ärztekammer (ÖÄK), der involvierten Juristen, 
aber auch der EDV-Firmen und sogar des Finanzministeriums 
(BMF) einander widersprechen. 

Hier sei der Versuch gewagt, die rechtliche Situation, so wertfrei 
wie mir dies überhaupt möglich ist, darzustellen und anschlie-
ßend einen lebbaren Lösungsvorschlag anzubieten, mit dem 
man rechtlich auf der sicheren Seite ist.

Was ist mit Vielzahl an Möglichkeiten gemeint? In der Hausapo-
theke können uns folgende Kombinationen begegnen:

1. Verkauf von rezeptfreien oder rezeptpflichtigen, aber 
nicht kassenfreien Medikamenten an gebührenbefreite oder 
gebührenpflichtige Patienten: 
Hier ist alles klar, es besteht Belegerteilungspflicht. Ein Beleg 
ist immer auszufolgen, der Patient hat ihn anzunehmen und bis 
zum Verlassen der Praxis aufzubewahren.

2. Verkauf von obigen Medikamenten mit gleichzeitiger 
Verschreibung von Medikamenten auf Rechnung der Kasse: 
Auch hier ist alles klar, die Rezeptgebühr muss gemeinsam 
mit den Medikamenten am Beleg stehen. Bei gebührenbefrei-

ten Patienten kann hier auf die „Rezeptgebühr“, die ja NULL 
beträgt, verzichtet werden, für das zu zahlende Medikament ist 
jedenfalls ein Beleg zu erteilen. 

3. Verkauf von kassenfreien Medikamenten unter der Rezept-
gebühr, mit gleichzeitiger Verschreibung von Medikamenten 
auf Rechnung der Kasse: 
Wieder ist alles klar, die Rezeptgebühr muss gemeinsam mit den 
Medikamenten am Beleg stehen. Bei gebührenbefreiten Patien-
ten kann auch hier auf die „Rezeptgebühr“, die ja NULL beträgt, 
verzichtet werden.

4. Abgabe von Medikamenten ausschließlich auf Rechnung 
der Kasse: 
Bei Gebührenbefreiten ist alles klar. Da hier kein Bargeld fließt, 
kann auf einen Beleg verzichtet werden. Ganz anders stellt sich 
die Situation bei nicht gebührenbefreiten Patienten dar. Hier 
herrscht Unklarheit, widersprechen sich die Fachleute. Auf die-
sen Fall, der ja gar nicht der seltenste ist, möchte ich nun detail-
liert eingehen.
 
Um Unklarheiten von vorn weg auszuräumen, möchte ich fest-

stellen, dass in ALLEN Fällen, wo Bargeld fließt, seit 1.1.2016 

die Einzelaufzeichnungspflicht besteht, und dies unabhängig 

vom Umsatz!

 
Die ÖAK steht auf dem Standpunkt, dass 
keine Belegserteilungspflicht für Rezeptgebühr 
besteht. Siehe auch: www.aerztezeitung.at/
archiv/oeaez-2016/oeaez-8-25042016/

Die ÖAK bezieht sich hier auf den § 132a Abs. 1 BAO:
„Laut § 132a Abs. 1 BAO hat der Unternehmer dem Barzahlungs-
leistenden einen Beleg über empfangene Barzahlungen für Lieferungen 
und sonstige Leistungen iSd UStG zu erteilen. Unbestritten besteht 
bei durchlaufenden Posten z.B. Rezeptgebühren, Portogebühren etc. 
Einzelaufzeichnungspflicht. Eine Verpflichtung zur Belegerteilung, für 
die mittels einer Registrierkasse erfassten durchlaufenden Posten, kann 
nicht abgeleitet werden.“ 

§ 132 a BAO lautet wortwörtlich:
„§ 132a. (1) Unternehmer (§ 2 Abs. 1 UStG 1994) haben unbescha-
det anderer gesetzlicher Vorschriften dem die Barzahlung Leistenden 
einen Beleg über empfangene Barzahlungen für Lieferungen und son-
stige Leistungen (§ 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994) zu erteilen. Als Beleg gilt 
auch ein entsprechender elektronischer Beleg, welcher unmittelbar nach 

Und täglich grüßt das Murmeltier
oder wie ist die Rezeptgebühr im Rahmen der Registrierkasse zu behandeln

Dr. Max Wudy

Fo
to

: R
ai

m
o 

Ru
m

pl
er



REGISTRIER-
KASSE

erfolgter Zahlung für den Zugriff durch den die Barzahlung Leistenden 
verfügbar ist. Erfolgt die Gegenleistung mit Bankomat- oder Kredit-
karte oder durch andere vergleichbare elektronische Zahlungsformen, 
so gilt dies als Barzahlung. Als Barzahlung gilt weiters die Hingabe 
von Barschecks sowie vom Unternehmer ausgegebener und von ihm an 
Geldes statt angenommener Gutscheine, Bons, Geschenkmünzen und 
dergleichen.“

Für mich und auch für meine juristischen 
und steuerlichen Berater gibt es hier eine 
Schlüsselstelle: Diese besagt „… unbescha-

det anderer gesetzlicher Vorschriften dem 
die Bezahlung leistenden einen Beleg … 
zu erteilen“. Hier steht eindeutig, dass 
es -salopp gesagt – wurscht ist, was sonst 
irgendwo steht, ein Beleg ist zu erteilen.
Allein diese wenigen Zeilen zeigen die Kom-
plexität der Materie auf, aber auch, dass 
das Gesetz ganz schlecht gemacht wurde. 
Gesetze sollten klar sein, verständlich sein 
und den Interpretationsspielraum auf Null 
reduzieren und nicht Mutmaßungen Tür 
und Tor öffnen.
Durch den § 132a lässt sich eine Belegsertei-
lungspflicht für durchlaufende Posten nicht 
ableiten, aber schon gar nicht ausschließen, 
diese wird einfach nicht erwähnt.

Erläutert hingegen werden die durchlau-
fenden Posten im Erlass zur Einzelaufzeich-
nungs-, Registrierkassen- und Belegertei-
lungspflicht: 
„Durchlaufende Posten sind nach § 4 Abs. 3 
UStG 1994 Beträge, die der Unternehmer im 
Namen und für Rechnung eines anderen ver-
einnahmt; sie gehören nicht zum Entgelt. Ein 
durchlaufender Posten erfordert, dass sowohl 
die Vereinnahmung als auch die Verausgabung 
in fremdem Namen und auf fremde Rechnung 
erfolgen und dies ausdrücklich gegenüber dem 
Kunden offengelegt wird.
Dies sind beispielsweise
- Ortstaxen und Kurtaxen…
- ….
- Rezeptgebühr;
- …

Durchlaufende Posten zählen nicht zum Barumsatz und sind daher 
bei der Beurteilung der Grenzen für die Registrierkassenpflicht nicht zu 
berücksichtigen (§ 131b Abs. 1 Z 2 BAO). 
Sie sind allerdings nach § 131 Abs. 1 Z 2 BAO als Bareingang in 
der Registrierkasse desjenigen, der den Barbetrag kassiert, einzeln zu 
erfassen. 

Anscheinend weiß in der ÖÄK die sprichwörtliche linke Hand nicht, was die 
rechte tut. In der Beilage zur Registrierkassenp!icht (www.aerztezeitung.at) 
wird dezidiert von einer Belegserteilungsp!icht für Rezeptgebühren ausge-
gangen. Umso unverständlicher für mich ist es, dass die oberste Vertretung 
der Ärzteschaft nicht einem der wichtigsten Grundsätze unseres Berufes 
folgt, dem „Primum nihil nocere“. Bei Verstößen gegen die Belegserteilungsp!icht ohne steu-
erlichen Vorteil drohen Strafen bis zu 5.000 Euro, kann der steuerliche Vorteil nicht widerlegt 
werden, wird es richtig teuer. Strafen bis zu 25.000 Euro und ein Finanzstrafverfahren sind die 
Folge. Warum die ÖÄK nicht die sichere, für das Mitglied praktisch nicht belastende Variante 
propagiert, sondern die unsichere, den einzelnen Arzt gefährdende vehement verteidigt, wird 
mir ein Rätsel bleiben. Nicht das einzige übrigens, was die Registrierkassen-, die Einzelauf-
zeichnungs- und die Belegserteilungsp!icht betrifft. Ich hege keine Sorge, dass mir hier die 
Themen ausgehen werden, zumal das Finanzministerium dem Vernehmen nach selbst noch 
nicht weiß, wie die elektronische Signatur, die am 1.1.2017 verp!ichtend in Kraft treten wird, 
auszusehen hat. Ich bleibe am Ball, um mit der Diktion zu sprechen, die gerade, wenn Sie die-
sen Artikel lesen, Europa dominieren wird.
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Werden Belege mittels Registrierkasse ausgestellt, müssen diese den 
Anforderungen an Registrierkassenbelege entsprechen. Diese durchlau-
fenden Posten sind als nicht umsatzsteuerrelevant zu kennzeichnen 
(Erfassung als Null %-Umsatz) und ab 1. Jänner 2017 zu signieren.“

Zu den Hausapotheken führt der Erlass aus:
„Hausapotheke: Bei Verkäufen aus der Hausapotheke sind Rezeptge-
bühren ebenso als durchlaufende Posten zu behandeln, zählen damit 
nicht zum Barumsatz und sind bei der Beurteilung der Grenzen für die 
Registrierkassenpflicht nicht zur berücksichtigen (§ 131b Abs. 1 Z 2 
BAO). Die Einzelaufzeichnungspflicht besteht.“

Eine weitere Information auf der Homepage führt an:
„... Durchlaufende Posten sind Beträge, die im fremden Namen und 
auf fremde Rechnung vereinnahmt und als solche dem Kunden gegen-
über auf einer Rechnung (einem Beleg) eindeutig ausgewiesen werden 
(beispielsweise Rezeptgebühr, Kur- und Ortstaxe, Gerichtsgebühren, 
KFZ-Zulassungsgebühren, etc.).“

Hier steht schwarz auf weiß, dass durchlaufende Posten (beispiels-
weise … Rezeptgebühr…) dem Kunden gegenüber auf einer Rechnung 
(einem Beleg) eindeutig ausgewiesen werden… müssen. Viel klarer 
geht es eigentlich nicht, solche Klarstellung hätte ich mir im 
Gesetz oder zumindest in der Verordnung gewünscht. Nicht 
zu berücksichtigen sind Rezeptgebühren einzig bei der Feststel-
lung der Grenzen, die zur der Registrierkassenpflicht führen; 
diese Ausnahme erscheint mir allerdings eher von theoretischer 

Natur. Dezidiert erwähnt werden in diesem Erlass die Ortstaxen. 
Laut dem zuständigen Sachbearbeiter im BMF besteht für die 
Ortstaxe ausnahmslos Belegserteilungspflicht.

Meine dezidierte Anfrage wegen der Rezeptgebühren wurde von 
einem hohen Beamten des Finanzministeriums bestätigend fol-
gendermaßen beantwortet:
Es ist in der Tat so, dass im Gesetz steht, dass durchlaufendende Po-
sten, das sind Beträge, die im Namen und für Rechnung eines anderen 
vereinnahmt werden, nicht zum Entgelt einer Lieferung oder -wie es bei 
Ärzten ist - einer Leistung zählen. Das heißt, wenn sie kein Teil des 
Entgelts sind, sind sie auch keine Umsätze im Sinne des Umsatzsteu-
ergesetzes. Das bedeutet tatsächlich, dass man sie in die 15.000 bzw. 
7.500 Euro Umsatz tatsächlich nicht einrechnen muss. Das gilt aber 
nur für die Prüfung, ob ich überhaupt eine Registrierkasse brauche. 
In diesem Punkt richtet sich die Registrierkasse nach dem Umsatz im 
Sinne des Umsatzsteuergesetzes. Das war‘s dann aber schon.
Was anderes ist die Belegerteilungspflicht, die damit verbundene Frage 
des Ausweises auf der Rechnung und die Frage ob die durchlaufenden 
Posten in der Registrierkasse zu erfassen sind, so Registrierkassenpflicht 
besteht. Das ist eindeutig mit ja zu beantworten und zwar ist ein aber 
ein Umsatzsteuersatz von Null auszuweisen.

Conclusio

Da es sogar unter Fachleuten widersprechende Meinungen 
gibt, ob ein Beleg für Rezeptgebühren erteilt werden muss oder 
nicht, empfiehlt es sich, im Zweifel immer einen Beleg für jeden 
entgegengenommenen Bargeldbetrag, jede Bankomat- und Kre-
ditkartenzahlung zu erstellen und auszufolgen. Man kann nur 
für einen nicht erteilten Beleg bestraft werden, nicht für einen 
unnötig ausgefolgten. Nebenbei erspart es mühsame Diskussion, 
da manche Patienten zu Recht nicht verstehen können, warum 
für die Bezahlung eines Hustensaftes um 2,10 Euro ein Beleg 
erteilt wird, für 10x Rezeptgebühr à 5,70 Euro keiner! Sollte Ihr 
EDV Programm, ihre Registrierkasse, dies nicht können, fordern 
Sie bitte die Umsetzung, Sie ersparen sich möglicherweise erheb-
liche Mühen oder sogar eine Finanzstrafe.

DR. MAX WUDY
Kurienobmann-Stellvertreter der niedergelassenen Ärzte
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... erreichte uns weit nach Redaktionsschluss eine „Klarstellung“, die 
die Verwirrung nur vergrößerte, widersprach sie doch zu 100 Prozent 
der zuvor gegebenen Auskunft. Darin wird darauf hingewiesen, dass 
besagter Erlass im Gesetz keine Deckung "ndet. Allerdings wird dies 
nicht in so klaren Worten gesagt, sondern auf kostenp!ichtige Sekun-
därliteratur (Christoph Ritz/Birgitt Ulrike Koran/Axel Kutschera, SWK-
Spezial Registrierkassen- und Belegerteilungsp!icht) geschrieben u. A. 
von Beamten des BMF, als Quelle verwiesen. 
Wie weit ein Werk eines privaten, wenn auch sehr renommierten Ver-
lages einen Erlass aufheben kann, entzieht sich meinen Kenntnissen. 
Bis zur endgültigen Klärung des Sachverhaltes durch Gesetzesände-
rung oder Höchstgericht gibt es nur eine einzige Empfehlung. 
Stellen Sie ausnahmslos einen Beleg aus, nur für einen fehlenden Be-
leg und nicht für einen unnötigen Beleg können Sie bestraft werden. 

Aus dem Finanzministerium...
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